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Sachverhalt und Antrage 

Auf die unter Inanspruchnahme der Prioritâten zweier 

Anmeldungen in der Bundesrepublik Deutschland vom 

7. Mai 1981 bzw. vom 3. Oktober 1981 am 30. April 1982 

eingereichte europäische Anmeldung ist das europäische 

Patent 0 064 686 erteilt worden. Der Hinweis auf die 

Erteilung ist am 31. Juli 1985 bekanntgemacht worden. 

Gegen das Patent ist von der Firma 

Philips Patentverwaltung GInbH, 

2000 Hamburg 28 (DE) 

Einspruch erhoben worden. 

Die Einsprechende hat unter Hinweis auf druckschriftliche 

Veräffentlichungen den Gegenstànden der Patentansprüche 

die erfinderische Tàtigkeit abgesprochen und beantragt, 

das Patent zu widerrufen. 

Mit Entscheidung vom 15. Mai 1987 hat die Einspruchs-

abteilung den Einspruch zurückgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung hat die Einsprechende am 

15. Juli 1987 Beschwerde eingelegt, am 16. Juli 1987 die 

Beschwerdegebühr entrichtet und in einem am 

12. September 1987 eingegangenen Schriftsatz die 

Beschwerde begrUndet. Sie hat dabei mi einzelnen dar-

gelegt, weshaib sie die Auffassung der Einspruchsabtei-

lung, daB der Stand der Technik hinsichtlich der Funktion 

mit dem Gegenstand des Patents nicht vergleichbar sei, für 

nicht begründet halt. 

In einem Bescheid der Beschwerdekaminer voni 14. April 1988 

hat der Berichterstatter als mm Hinblick auf den 

Anspruch 1 in erster Linie in Betracht zu ziehenden Stand 
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der Technik auf die folgenden Dokumente hingewiesen (wobei 

eine im vorhergehenden Verfahren verwendete Numerierung 
beibehalten wurde): 

(0) NEC Research and Development, No. 57, April 1980, 
Seiten 80 bis 87; 

(1) TE KA DE, Technische Mitteilungen 1975, Seiten 26 big 
30; 

(8) US-A-3 532 985. 

Der Berichterstatter hat dargelegt, daB und aus weichen 

Gründen diesem Stand der Technik gegenüber dein Gegenstand 
des Anspruchs 1 die erfinderische Tãtigkeit zu fehien 
scheme. 

Er hat ferner hinsichtlich gewisser Funktionen des Gegen-

standes des Patentes, die in der Beschreibung des erteil-

ten Patentes, jedoch nicht explizit in den ursprünglich 

eingereichten Unterlagen angegeben sind, die Zulässigkeit 

dieser Angaben nach Artikel 123 (2) EPU bezweifelt. 

Mit Schreiben vom 22. August 1988 hat die Patentinhaberin 
nochmals auf ihr wesentlich erscheinende Unterschjede 

zwischen dem genannten Stand der Technik und dem Gegen-

stand des Patentes hingewiesen und als Hauptantrag das 
Patent unverándert aufrechterhalten. 

Der Anspruch 1 gemàfi Hauptantrag lautet: 

"Nachrichtenübertragungssystem mit ortsfesten Sende/ 

Empfangsstationen (FS) und mit beweglichen Sende/ 

Empfangsstationen (MS), die über Funk mit den ortsfesten 
Stationen Nachrichten austauschen kônnen, wobei inehrere 
ortsfeste Stationen von einer Leitstelle (IS) gesteuert 
werden, von deneri wiederum mehrere mit einer 
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Uberleiteinrichtung zu einem Fernsprechwählnetz verbunden 
sind, dadurch gekennzeichnet, dal3 die Leitstellert (LS) 
miteinander verbunden sind und daB mindestens der Funk-
verkehr im Zeitmultiplex mit Vielfachzugriff erfolgt." 

Hilfsweise hat die Patentinhaberin beantragt, im Kenn-
zeichen des Anspruchs 1 die folgende Präzisierung nach dein 
Wort Usindlt  einzufugen: 

"daB über diese Verbindungen Steuerinformationen für das 
System und Nachrichten übertragen werden." 

Beide Parteien haben hilfsweise eine inündliche Verhandlung 
beantragt. In einer die Ladung zur mündlichen Verhandlung 
begleitenden Mitteilung hat der Berichterstatter unter 
Berücksichtigung des neuerlichen Vorbringens der Patent-
inhaberin seine Bedenken gegen die Patentfähigkeit auf-
rechterhalten und darauf hingewiesen, daB auf Grund der 
geltenden Unterlagen mit einem Widerruf des Patentes zu 
rechnen sei. Für den Fall einer eventuell beabsichtigten 
weiteren Einschrànkung des Patentbegehrens un Rahmen der 
abhängigen Ansprüche und/oder der Ausführungsbeispiele 

wurde die Patentinhaberin aufgefordert, auch zu den 
weiteren im Verfahren genannten einschlägigen Dokuinenten 
Stellung zu nehmen. 

Eine mündliche Verhandlung wurde am 6. April 1989 durch-

geführt. In dieser hat die Einsprechende ergänzend noch 
Bezug genommen auf das im Einspruchsverfahren nach Ablauf 
der Einspruchsfrist von ihr genannte Dokument 

(6) NTZ 28 (1975), Heft 3, Seiten 79-88. 

Von den Parteien sind die genannten Antrage unveràndert 
aufrechterha].ten worden. Insbesondere ist von der 
Patentinhaberjn keine weitere Einschrànkung des 
Anspruchs 1 vorgenommen worden. 
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IV. 	Das Vorbringen der Einsprechenden 1at sich wie folgt 
zusanunenfassen: 

Ausgehend von einem Nachrichtenübertragungssystein gemàB 
dem Oberbegriff des Anspruchs 1, vie es aus dem Dokument 
(0) bekannt 1st, liegt es bei Kenntnis des Dokunientes (1) 
nahe, die Leitstellen miteinander zu verbinden. Die in 
diesem Dokument (1) gezeigten Uberleiteinrichtungen "AULE" 
und "FULE" (Bud 1) besitzen auch gleichzeitig Leit-
stellenfunktion für die angesch1ossenn Sende/Etnpfangs-
stationen S/E. GemäB Abschnitt 3.2 des Dokunientes sind sie 
über ein Netz zuin Datenaustausch und gemàB Abschnitt 5 des 
Dokumentes ggf. auBerdem auch über ein Sprechwegesonder -
netz miteinander verbunden. 

Da die Verwendung von Zeitmultiplex-Technik für den 
Vielfachzugriff mm Funkverkehr an sich vielfaltig bekannt 
1st, kann auch dieses MerJa1 eine erfinderische Tätigkeit 
nicht begründen. Wenn mm Dokument (6) auf Seite 86 in der 
rechten Spalte gesagt 1st, daB für Autotelephonsysteme 
Zeitmultiplex aus synchronisationstechnischen Gründen 
ausscheidet, so könnte allenfalls eine Lösung der synchro-
nisationstechnischen Probleme patentfãhig sein. Eine der-
artige Lösung ist aber nicht Gegenstand des Anspruchs 1 
des Streitpatents. 

Ii übrigen schlieSt sich die Einsprechende den Aus-
führungen in den Bescheiden der Kanuner, in denen bezüglich 
des Zeitmultiplex-Verfahrens auf das Dokument (8) Bezug 
genommen ist, an. 

V. 	Das Vorbringen der Patentinhaberin laSt sich wie folgt 
zusaxninenfassen: 

01921 	 .../... 



- 5 - 	 T 262/87 

GeTnä8 Dokuinent (1) sind zwischen den Uberleiteinrichtungen 
zur Ermóglichung der notwendigen Steuerfunktionen Daten-
austauschleitungen nötig. Auch ist gegebenenfalls ein die 
Uberleiteinrichtungen direkt verbindendes Sprechwege-
sondernetz vorgesehen. Das ändert aber nichts an der 
grundsàtzlichen Netzstruktur, bei der jede eine Leitfunk-
tion ausübende Einrichtung (AULE und FULE) auch als 

Uberleiteinrichtung in das öffentliche Fernsprechnetz 
ausgebildet ist. Es ist ein wesentliches Merkinal des 
Streitpatents, daB nicht jede Leitstelle auch eine 
Uberleiteinrichtung aufweist. 

Infolge der Abgrenzung des Patentanspruchs 1 gegenüber dem 
Dokuinent (0) ergibt sich dieses Merkmal allerdings nur 
iinplizit aus dem Oberbegriff ("Leitstellen, von denen 

wiederum mehrere mit einer Uberleiteinrichtung zu einem 
Fernsprechwàhlnetz verbunden sind"). Die mi Dokument (0) 

in Figur 2 mit MCS ("mobile control station") bezeichnten 
Leitstellen sind jedoch nicht direkt miteinander ver-
bunden. Vielmehr besteht eine Signal- und Sprechverbindu 
nur zwischen den den Leitstellen MCS hierarchisch überge-
ordneten Uberleiteinrichtungen ATC (automobile telephone 
center). In dieser hieràrchisch übergeordneten Em-

richtungsebene ist dann aber wieder jede Einrichtung (ATC) 
als Uberleiteinrichtung zumn ôffentlichen Fernsprechwàhi-
netz ausgebildet. 

Hinsichtlich der an sich bekannten Möglichkeit eines 
Funkverkehrs in Zeitmultiplex mit Vielfachzugriff (Doku-

mnent (8)) liefert das Dokument (6) auf Seite 86, rechte 

Spalte, mit demn Hinweis auf die damit verbundenen synchro-
nisationstechnjschen Problemne ein eindeutiges Vorurteil, 
das durch die Erfindung überwunden worden ist. Einen 
Hinweis auf ein langes Bestehen dieses Vorurteils liefert 
auch die Tatsache, daB Zeitniultiplex schon lange bekannt 
1st, ohne Eingang in die Technik der Autotelephon-Systemne 
gefunden zu haben. 
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Entscheidungsgruide 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 EPU 
sowie der Regel 64 EPTJ und ist somit zulässig. 

Der Gegenstand des Anspruchs 1 ist zwar neu, ihm fehit 
jedoch die für die Aufrechterhaltung des Patentes erfor-
derliche erfinderische Tätigkeit. 

2.1 	Gemà8 der Beschreibungseinleitung bezieht sich die Erf in-. 

dung im Oberbegriff des Anspruchs 1 auf ein Nachrichten-

übertragungssystem wie es aus dem Dokument (0) bekannt 

ist. Das dort in Verbindung mit den Figuren 2 und 3 

erlàuterte System umfaBt ortsfeste Sende/Empfangsstationen 

(die ortsfesten Stationen sind dort als "mobile base 

stations" MBS bezeichnet, von denen jede eine Rundfunkzone 

versorgt) und bewegliche Sende/Empfangsstationen (die 

ortsbeweglichen Stationen sind dort als "mobile subscriber 

stations" MSS bezeichnet ; vgl. Seite 82, rechte Spalte, 

vierte Zeile), die über Funk mit den ortsfesten Stationen 

(MBS) Nachrichten austauschen kônnen. Bis zu 32 ortsfeste 

Stationen (MBS) werden von einer Leitstelle ("mobile 

control station" MCS) gesteuert. Von diesen Leitstellen 

(MCS) sind wiederum 6 mit einer Uberleiteinrichtung 

("automobile telephone center" ATC) zu einem 

Fernsprechwählnetz (telephone switching network) 
verbunden. 

Bei diesem bekannten System ist das erste kennzeichnende 

Merkmal insoweit nicht realisiert als die Leitstellen MCS 

nicht direkt miteinander verbunden sind sondern nur über 

die hierarchisch übergeordneten Telephonzentren ATC. Diese 

sind jedoch auch noch Teil des Autotelephonsystems. 

AuBerdem haben diese Auto-Telephon-Zentren ATC die 

Funktion nicht nur von Uberleiteinrichtungen in das Fern-

sprechwählnetz, sondern auch die Funktion von Leitstellen. 
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Dies wird deutlich, wenn man die Erlàuterung des Funk-
kanalwechsels bei Fahrt einer beweglichen Funkstation von 
einer Funkzone in eine andere Funkzone an Hand von Figur 4 
des Dokumentes (0) betrachtet. Es ist sofort erkennbar, 
daJ3 in den als Uberleitstationen fungierenden Auto-
telephon-Zentren ATC-A und ATC-B auch Kanal-Unischaltungen 
im Autotelephon-System vorgenoimnen werden. 

In dieser hierarchisch übergeordneten Ebene der Leit-
stellen ATC 1st nun aber bereits auch das Merkmal erfüllt, 
daB die Leitstellen miteinander verbunden sind (Figur 2), 
wobei über diese Verbindungen sowohi Steuerinforinationen 
("common signalling channel") als auch Nachrichten ("voice 
channel") ubertragen werden. Von dieser übergeordneten 
"Leitstellen"-Ebene her gesehen ist daher als relevanter 
tjnterschied zuin Gegenstand des Anspruchs 1 anzusehen, daB 
nicht nur einige sondern alle Leitstellen (ATC) mit einer 
Uberleiteinrichtung zuin Fernsprechwählnetz verbunden 
sind. 

2.2 	Den gleichen Unterschied zum Gegenstand des Anspruchs 1 
weist das Dokutnent (1) auf, das im übrigen ebenso wie der 
Gegenstand des Streitpatentes und im Unterschied zum 
Dokument (0) keine hierarchische tJnterteilung der Leit-
stellen sondern nur eine Leitstellenebene of fenbart: Die 
in Bud 1 gezeigten Uberleitstellen AULE und FULE sind 
vorgesehen, die Verbindung zu xnehreren beweglichen 

Sende/Empfangsstationen Uber eine oder gegebenenfails auch 
mehrere ortsfeste Sende/Empfangsstationen (S/E, vgl. 
Abschnitt 3.3 "Netzstruktur und Fernsteuerung") herzu-
stellen. Leitstellen ohne Uberleiteinrichtungen sind dabei 
aber nicht vorgesehen. Jedoch 1st das erste kennzeichnende 
Merkmal des vorliegenden Anspruchs 1 of fenbart, wonach die 
Leitstellen miteinander verbunden sind und zwar hinsicht-
lich der Ubertragung sowohi von Steuerinformationen als 
auch von. Nachrjchten. 
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Die Verbindung hinsichtlich der Steueririformationen ergibt 
sich aus dem Abschnitt 3.2 ("Datenaustausch zwischen den 
Uberleiteinrichtungen"). Die Ausführungen dieses Abschnit-
tes deuten zwingend auf direkte Verbindungen zwischen den 
Leitstellen hin, da anders der dort verwendete Begriff 
"Teilstrecken-Vermittlungssystem" mit Weiterreichung einer 
Meldung von einer Uberleiteinrichtung zur anderen nicht zu 
verstehen 1st. 

Ein die Leitstellen verbindendes Sprechwegesondernetz 1st 
im Dokument (1) auf Seite 28, rechte Spalte, letzter 
Absatz und Seite 30, linke Spalte, erster Absatz offen-
bart. 

2.3  Die Diskussion der vorstehend genannten Dokumente im 
Rahinen der am 06.04.89 durchgeführten mündlichen Verhand-
lung hat somit ergeben, daB es als wesentlich für den 
Gegenstand des Anspruchs 1 anzusehen 1st, daB bei einem 
Netz steuerungsgemäB und nachrichtenmâBig miteinander 
verbundener Leitstellen einer Leitstellenebene (was durch 
das Dokument (1) zum Stand der Technik gehört) nicht jede 
dieser Leitstellen auch mit elner Uberleiteinrichtung zum 
Fernsprechwählnetz verbunden 1st. 

Dieses Merkinal konunt durch die Zweiteilung des Anspruchs 1 
zwar nicht deutlich zum Ausdruck, ergibt sich aber impli-
zit aus der Kombination der Merkinale aus Oberbegriff und 
Kennzeichen. 

Etwas Erfinderisches vermag die Kalniner jedoch in diesem 
Vorschlag nicht zu sehen. Aus der Figur 4 des Dokuntentes 
(0) ergibt sich nämlich, daB eine bestehende Verbindung 
zum Fernsprechwählnetz stets von der gleichen Uberleit-
einrichtung (ATC-A) aufrechterhalten wird auch wenn die 
bewegliche Sende/Empfangsstation in den Bereich einer 
anderen Leitstellen (ATC-B) einfãhrt und von dieser 
übernomnten wird. Die Verbindung zur Ursprungs-Leitstelle 
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(ATC-A) wird über die Leitstellen-Verbindung aufrecht-
erhalten. Das gleiche Prinzip zeigt auch das Bud 4 in 
Dokument (1). 

Wenn es aber bekannt ist, bei Leitstellenwechsel in dieser 
Weise die Verbindung zum Fernsprechwàhlnetz stets über die 
gleiche Leitstelle aufrechtzuerhalten und die Uberleit-
einrichtung der neuen Leitstelle nicht zu benutzen, ist es 
nur ein kleiner Schritt zu dent Vorschlag, einem Teil der 
Leitstellen von vornherein keine Uberleiteinrichtung 
zuzuordnen und statt dessen bei in deren Bereich befind-
lichen beweglichen Sende/Empfangsstationen stets eine 
Verbindung zu einer Leitstelle mit Uberleiteinrichtung 
aufzubauen. 

	

2.4 	Der Kombination der Merkmale aus dent Oberbegriff des 
Anspruchs 1 mit dent ersten kennzeichnenden Merkinal, 

einschlie8lich der hilfsweise beantragten Einfugung, 4fehlt 
mithin die erfinderische Tätigkeit un Sinne des ArtikeIs 
56 EPU. 

	

2.5 	Bezüglich des zweiten kennzeichnenden Merkmals, wonach 
xnindestens der Funkverkehr mm Zeitmnultiplex mit Vielfach-
zugriff erfolgt, ist es unstreitig, daB derartige Systemne 
lange bekannt sind. Auch die Synchronisierungsprobleme 
sind bekannt. Ein diesbezüglicher Stand der Technik ist 
unter dent Titel "Time Division Radio Relay Synchronizing 
System Using Different Sync Code Words for "In Sync" and 
"Out of Sync" Conditions" mm Dokuntent (8) offenbart. Unter 
den mäglichen Anwendungen eines soichen Systems ist auch 
die Verbindung zwischen einer festen Station und mnehreren 
beweglichen Stationen genannt (Spalte 1, Zeile 61 bis 
Spalte 2, Zeile 2). 

Dies legt den Gedanken nahe, auch bei einem Nachrichten- 
übertragungssystemn der aus den Dokumnenten (0) und (1) 
bekannten Art einen Funkverkehr mm Zeitmultiplex in 
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Betracht zu ziehen. Wenn bei derartigen Autotelephon-
Systemen, wie dem Dokuinent (6) Seite 6, rechte Spalte zu 
entnehinen ist, der Verwendung des Zeitmultiplex besondere 
synchronisationstechnische Schwierigkeiten hindernd ent-
gegenstehen, so ist zwar nicht auszuschlieBen, daB deren 
Uberwindung auf einer erfinderischen Leistung beruht. Der 
Anspruch 1 enthält aber diesbezüglich keine weiteren Merk-
male, so daB das von der Patentinhaberin vorgetragene 
Argument der uberwindung eines Vorurteils nicht durch-
greifen kann. Mit den Merkmalen des Anspruchs 1 1st das 
Vorurteil nur ignoriert aber nicht überwunden worden. 

	

2.6 	Auch die gemeinsame Anwendung der nur teilweisen Aus- 
rüstung der Leitstellen einer Leitstellenebene mit 
Uberleiteinrichtungen einerseits und des Funkverkehrs im 
Zeitmultiplex andererseits kann nicht als erfinderisch 
angesehen werden. Jede der beiden MaBnahmen ware bei 
Nachrichtenübertragungssystemen der bekannten Art für sich 
anwendbar. Sie bedingen sich nicht gegenseitig und haben 
nur Wirkungen zur Folge, die aus der Suinine ihrer Einzel-
wirkungen ohne weiteres zu erwarten sind. 

	

2.7 	Der Anspruch 1 kann daher, sowohi in seiner geinäB Haupt- 
antrag unverándert aufrechterhaltenen Form als auch mit 
der Einfügung gemäB Hilfsantrag, mangels einer seinem 
Gegenstand zu Grunde liegenden erfinderischen Tàtigkeit 
nicht aufrechterhalten werden. 

	

3. 	Nach Fortfall des Anspruchs 1 können auch die von ihm 
abhängigen Anspruche 2 bis 20 nicht aufrechterhalten 
werden. 

01921 	 • . . 1... 



- 1]. 	T 262/87 
I, 

Entscheidungs formel 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Der Beschwerde wird stattgegeben. 

Die Entscheidung der Einspruchsabteilung wird aufgehoben. 

Das Patent wird widerrufen. 

Der Geschäftsstej.lenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

S. Fabiani 
	

P.K.J. van den Berg 
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